
Drittens liege mangels angemessener Begründung ein Verfah­
rensfehler vor. Nach Auffassung der Regierung der Republik 
Polen hat das Gericht den Beschluss in der Rechtssache 
T-226/10 nicht hinreichend begründet; insbesondere sei es nicht 
auf die Besonderheiten des Arbeitsverhältnisses eingegangen, in 
dem die Anwälte zum Prezes Urzędu Komunikacji Elektro­
nicznej stünden. 

Vorabentscheidungsersuchen des First-tier Tribunal (Tax 
Chamber) (Vereinigtes Königreich), eingereicht am 11. 
August 2011 — Wheels Common Investment Fund 
Trustees Ltd, National Association of Pension Funds Ltd, 
Ford Pension Fund Trustees Ltd, Ford Salaried Pension 
Fund Trustees Ltd, Ford Pension Scheme for Senior Staff 
Trustee Ltd/Commissioners for Her Majesty's Revenue and 

Customs 

(Rechtssache C-424/11) 

(2011/C 311/39) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

First-tier Tribunal (Tax Chamber) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Wheels Common Investment Fund Trustees Ltd, 
National Association of Pension Funds Ltd, Ford Pension Fund 
Trustees Ltd, Ford Salaried Pension Fund Trustees Ltd, Ford 
Pension Scheme for Senior Staff Trustee Ltd 

Beklagte: Commissioners for Her Majesty's Revenue and Customs 

Vorlagefragen 

1. Kann der Begriff „Sondervermögen“ in Art. 13 Teil B Buchst. 
d Abs. 6 der Sechsten Mehrwertsteuerrichtlinie ( 1 ) und Art. 
135 Abs. 1 Buchst. g der Richtlinie 2006/112 ( 2 ) auch (i) 
ein von einem Arbeitgeber errichtetes betriebliches Alters­
versorgungssystem, das der Gewährung von Ruhestandsleis­
tungen an Arbeitnehmer dient, und/oder (2) einen gemein­
samen Investmentfonds, in dem das Kapitalvermögen ver­
schiedener solcher Altersversorgungssysteme zum Zweck 
der Vermögensanlage zusammengelegt wird, umfassen, 
wenn bezüglich dieser Altersversorgungssysteme folgende 
Umstände vorliegen: 

a) Die den Mitgliedern zustehenden Ruhestandsleistungen 
sind im Voraus in den rechtlichen Gründungsdokumen­
ten definiert (nach einer Formel, die auf die Zugehörig­
keit des Mitglieds zum Betrieb des Arbeitgebers und sein 
Gehalt abstellt) und richten sich nicht nach dem Wert 
des Kapitalvermögens des Systems; 

b) der Arbeitgeber ist zu Beitragsleistungen in das System 
verpflichtet; 

c) nur Arbeitnehmer des Arbeitgebers können sich am 
System beteiligen und Ruhestandsleistungen daraus er­
halten (im Folgenden als „Mitglieder“ bezeichnet); 

d) Arbeitnehmern steht es frei, ob sie Mitglieder werden 
wollen; 

e) Arbeitnehmer, die Mitglieder sind, sind normalerweise 
verpflichtet, Beiträge in das System in Höhe eines Pro­
zentsatzes ihres Gehalts zu leisten; 

f) die Beiträge des Arbeitgebers und der Mitglieder werden 
vom Treuhänder des Systems zusammengelegt und (im 
Allgemeinen in Wertpapiere) angelegt, um einen Fonds 
zu bilden, aus dem die im System vorgesehenen Leis­
tungen an die Mitglieder gezahlt werden; 

g) für den Fall, dass das Kapitalvermögen des Systems den 
Betrag übersteigt, der zur Deckung der vorgesehenen 
Versorgungsleistungen erforderlich ist, können der Treu­
händer des Systems und/oder der Arbeitgeber in Über­
einstimmung mit den dem System zugrunde liegenden 
Bestimmungen und dem einschlägigen nationalen Recht 
eine oder mehrere der folgenden Maßnahmen treffen: (i) 
Reduzierung der Beiträge des Arbeitgebers in das Sys­
tems, (ii) vollständige oder teilweise Übertragung des 
Überschusses auf den Arbeitgeber und/oder (iii) Verbes­
serung der Versorgungsleistungen der Mitglieder; 

h) für den Fall, dass das Kapitalvermögen des Systems zur 
Deckung der vorgesehenen Versorgungsleistungen nicht 
ausreicht, ist der Arbeitgeber normalerweise verpflichtet, 
die Unterdeckung auszugleichen; wenn der Arbeitgeber 
diese Verpflichtung nicht erfüllt oder erfüllen kann, wer­
den die den Mitgliedern zu gewährenden Leistungen 
reduziert; 

i) das System gewährt den Mitgliedern die Möglichkeit, 
zusätzliche freiwillige Beiträge zu leisten, die nicht von 
ihm gehalten werden, sondern auf einen Dritten zur 
Kapitalanlage und Gewährung zusätzlicher, an die Wert­
entwicklung des angelegten Kapitals gebundener Leistun­
gen übertragen werden (diese Gestaltung unterliegt nicht 
der Mehrwertsteuer); 

j) Mitglieder sind berechtigt, ihre im System erworbenen 
Leistungsansprüche (bewertet nach deren versicherungs­
mathematischem Gegenwert zum Zeitpunkt der Über­
tragung) auf andere Altersversorgungssysteme zu über­
tragen; 

k) die Beiträge des Arbeitgebers und der Mitglieder in das 
System werden für Zwecke der vom Mitgliedstaat er­
hobenen Einkommensteuer nicht als Einkommen der 
Mitglieder behandelt; 

l) die aus dem System an Mitglieder gezahlten Ruhestands­
leistungen werden für Zwecke der vom Mitgliedstaat 
erhobenen Einkommensteuer als Einkommen der Mit­
glieder behandelt und 

m) der Arbeitgeber, nicht die Mitglieder des Systems, trägt 
die für dessen Verwaltung anfallenden Gebühren? 

2. Im Licht (i) der Ziele der Steuerbefreiung nach Art. 13 Teil B 
Buchst. d Abs. 6 der Sechsten Mehrwertsteuerrichtlinie und 
Art. 135 Abs. 1 Buchst. g der Richtlinie 2006/112, (ii) des 
Grundsatzes der steuerlichen Neutralität und (iii) der in 
Frage 1 angeführten Umstände zu beantworten:
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a) Ist ein Mitgliedstaat befugt, im nationalen Recht eine 
Definition der unter den Begriff der „Sondervermögen“ 
fallenden Fonds dahin vorzunehmen, dass die Art von 
Fonds, auf die in Frage 1 Bezug genommen wird, hiervon 
ausgenommen wird, während Organismen für gemein­
same Anlagen im Sinne der Richtlinie 85/611 in geän­
derter Fassung eingeschlossen sind? 

b) Inwieweit sind die folgenden Aspekte (gegebenenfalls) für 
die Frage relevant, ob ein Fonds der Art, auf die oben in 
Frage 1 Bezug genommen wird, von einem Mitgliedstaat 
nach seinem nationalen Recht als „Sondervermögen“ an­
zuerkennen ist oder nicht: 

i) die Merkmale des Fonds (wie in Frage 1 ausgeführt); 

ii) das Ausmaß, in dem der Fonds Anlageinstrumenten, 
die vom Mitgliedstaat schon als „Sondervermögen“ 
anerkannt worden sind, „ähnlich ist und daher mit 
diesen in Wettbewerb steht“? 

3. Wenn es in Beantwortung der Frage 2(b)(ii) darauf an­
kommt, das Ausmaß zu bestimmen, in dem der Fonds An­
lageinstrumenten, die vom Mitgliedstaat schon als „Sonder­
vermögen“ anerkannt worden sind, „ähnlich ist und daher 
mit diesen in Wettbewerb steht“, ist dann als von der Frage 
der „Ähnlichkeit“ gesonderte Frage zu prüfen, ob und in 
welchem Ausmaß der fragliche Fonds mit solchen anderen 
Anlageinstrumenten im „Wettbewerb“ steht? 

( 1 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1). 

( 2 ) Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Supreme Court of the 
United Kingdom (Vereinigtes Königreich), eingereicht am 
12. August 2011 — Mark Alemo-Herron u. a./Parkwood 

Leisure Ldt 

(Rechtssache C-426/11) 

(2011/C 311/40) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Supreme Court of the United Kingdom 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Mark Alemo-Herron, Sandra Tipping, Christopher Ander­
son, Stacey Aris, Audrey Beckford, Lee Bennett, Delroy Carby, 
Vishnu Chetty, Deborah Cimitan, Victoria Clifton, Claudette 
Cummings, David Curtis, Stephen Flin, Patience Ijelekhai, Rose­
marie Lee, Roxanne Lee, Vivian Ling, Michelle Nicholas, Lansdail 
Nugent, Anne O’Connor, Shirley Page, Alan Peel, Mathew Pen­
nington, Laura Steward 

Beklagte: Parkwood Leisure Ltd 

Vorlagefragen 

1. Besteht unter der im vorliegenden Fall gegebenen Voraus­
setzung, dass ein Arbeitnehmer einen vertraglichen An­

spruch gegen den Veräußerer auf Arbeitsbedingungen hat, 
die von einer dritten Partei als Tarifvertragspartner peri­
odisch verhandelt und vereinbart werden, und dass dieser 
Anspruch im Verhältnis zwischen Arbeitnehmer und ver­
äußerndem Arbeitgeber nach nationalem Recht als dyna­
misch und nicht als statisch angesehen wird, nach Art. 3 
der Richtlinie 2001/23/EG ( 1 ) des Rates vom 12. März 2001 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim 
Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Unternehmens- 
oder Betriebsteilen (ABl. L 82, S. 16; im Folgenden: Richt­
linie 2001/23) in Verbindung mit dem Urteil des Gerichts­
hofs vom 9. März 2006, Werhof (C-499/04, Slg. 2006, 
I-2397), 

a) eine Verpflichtung, diesen Anspruch im Fall eines rele­
vanten Übergangs, auf den die Richtlinie 2001/23 an­
wendbar ist, gegenüber dem Erwerber zu schützen und 
durchzusetzen; oder 

b) eine Befugnis der nationalen Gerichte, zu entscheiden, 
dass dieser Anspruch im Fall eines relevanten Übergangs, 
auf den die Richtlinie 2001/23 anwendbar ist, gegenüber 
dem Erwerber geschützt und durchsetzbar ist; oder 

c) ein Hindernis für die nationalen Gerichte, zu entscheiden, 
dass dieser Anspruch im Fall eines relevanten Übergangs, 
auf den die Richtlinie 2001/23 anwendbar ist, gegenüber 
dem Erwerber geschützt und durchsetzbar ist? 

2. Steht es den Gerichten eines Mitgliedstaats in dem Fall, dass 
ein Mitgliedstaat seine Verpflichtungen zur Umsetzung der 
Mindestanforderungen nach Art. 3 der Richtlinie 2001/23 
erfüllt hat, aber in Frage steht, ob die zur Umsetzung ergan­
genen Rechtsvorschriften dahin auszulegen sind, dass sie zu 
Gunsten des geschützten Arbeitnehmers über diese Anfor­
derungen hinausgehen, indem sie dynamische vertragliche 
Ansprüche gegen den Erwerber gewähren, frei, zur Aus­
legung der zur Umsetzung ergangenen Rechtsvorschriften 
nationales Recht unter der grundlegenden Voraussetzung 
anzuwenden, dass eine solche Auslegung dem Gemein­
schaftsrecht nicht widerspricht, oder ist ein anderer Aus­
legungsansatz zu wählen, und wenn ja, welcher? 

3. Steht es dem nationalen Gericht im vorliegenden Fall, in 
dem der Arbeitgeber keine Verletzung seiner Rechte nach 
Art. 11 der Europäischen Konvention zum Schutz der Men­
schenrechte und Grundfreiheiten durch die rechtliche Stel­
lung dynamischer Ansprüche der Arbeitnehmer nach inner­
staatlichem Recht auf tarifvertraglich vereinbarte Arbeits­
bedingungen geltend macht, frei, die Auslegung, wie von 
den Arbeitnehmern geltend gemacht, im Sinne der Transfer 
of Undertakings (Protection of Employment) Regulations 
1981 (Verordnung über Betriebsübergänge [Arbeitnehmer­
schutz] von 1981) vorzunehmen? 

( 1 ) Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 12. März 2001 zur Anglei­
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung 
von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Übergang von Unterneh­
men, Betrieben oder Unternehmens- oder Betriebsteilen (ABl. L 82, 
S. 16).
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